
Quartiersmanagement
Aufgrund vielfacher Ursachen

wie wirtschaftlicher Schwä-
chen, hoher Zuwanderungen sozial
benachteiligter Schichten oder
Überalterungen im Wohnungsbe-
stand verschlechtern sich die sozia-
len Strukturen in Stadtteilen. Um
dem entgegenzuwirken, müssen so-
ziale Arbeit, Wirtschaftsförderung,
Stadtplanung, Bildungs- und Kul-
turarbeit zusammenwirken. Dafür
hat der Staat das Quartiersmanage-
ment als Verfahren zur sozialen Sta-
bilisierung von Stadtteilen geschaf-
fen. Ziel ist eine vermittelnde Rolle

zwischen Quartier und Verwaltung
und zwischen bestehenden Quar-
tierseinrichtungen. Aufgabe von
Quartiersmanagement sind die In-
formation und Beteiligung der An-
wohner sowie die Aktivierung von
Engagement für den Stadtteil.
Das Instrument Quartiersmana-

gement zeichnet sich durch die Zu-
sammenführung der Akteure aus
den verschiedenen Bereichen der
Verwaltung, der lokalen Politik, der
privaten Wirtschaft, der lokalen
Vereine und der nicht organisierten
Anwohner aus. (Quelle: Wikipedia)

Der „heimliche vierte Bürgermeister“
Marktrat schafft mehrheitlich Referentenposten für Franz Ganslmaier

Wartenberg. (bs) Die Einstellung
eines Quartiermanagers wurde im
Marktrat einstimmig beschlossen.
Gegenstimmen gab es dagegen zum
Antrag der Freien Wählergemein-
schaft auf Bestellung eines Feuer-
wehr- und Katastrophenschutz-Re-
ferenten bei der VG Wartenberg.
Der Markt hat bei DME Consult

ein Quartierskonzept beauftragt. In
diesem Zuge wäre es auch möglich,
ein Sanierungsmanagement zu be-
antragen. Beides, so Bürgermeister
Christian Pröbst, sei unabhängig
voneinander und könne auch zeit-
lich versetzt erfolgen. Die Gemein-
de sichere sich damit maximal
350000 Euro zusätzliche Fördermit-
tel für einen Zeitraum von fünf Jah-
ren. Die Durchführung eines Sanie-
rungsmanagements würden 630 zu-
sätzliche Stunden pro Jahr an Bera-
tungs-, Kommunikations- und Um-
setzungsaufgaben in Ergänzung
zum Quartierskonzept ergeben.
Alternativ könnte der Markt

selbst einen Quartiermanager ein-
stellen. Die Förderquote beträgt
hier 75 Prozent, sodass für die Ge-
meinde 17500 Euro pro Jahr anfal-
len. Die Aufgabe kann von einer

Person oder als Teamleistung er-
bracht werden. Der Eigenanteil
kann auch durch Drittmittel von am
Projekt beteiligten Personen einge-
bracht werden. Lediglich mindes-

tens fünf Prozent muss die Gemein-
de bis 30. Juni 2022 selbst tragen,
danach zehn Prozent. Der Marktrat
beschloss daher die Einstellung ei-
nes Quartiermanagers nach Ab-
schluss der Leistungen durch die
DME.
Die FWG hatte beantragt, einen

Referentenposten für Bevölke-
rungsschutz, Notfallsorge und Ka-
tastrophenhilfe einzurichten. Er
soll unterstützende Arbeit für Bür-
germeister, Feuerwehr, DLRG, Ret-
tungsdienste und weitere Hilfsorga-
nisationen leisten. Auch bei Veran-
staltungsplanung, Warnung der Be-
völkerung und vielem mehr soll er
Verbindungsmann sein. Die FWG
schlug dazu Marktrat Franz Gansl-
maier vor, der aufgrund seiner Aus-
und Weiterbildung auf vielen Ge-
bieten geradezu prädestiniert sei.
Die Qualifikation von Franz

Ganslmaier bezweifelte dann auch
keiner, aber es gab doch Bedenken.
So wies Geschäftsleiter Werner
Christofori darauf hin, dass viele
Aufgaben nicht im Zuständigkeits-
bereich der Gemeinde sind. Auch
Feuerwehrkommandant Martin
Stöckl verwies darauf, dass kraft

Vorgaben sein Ansprechpartner der
Bürgermeister ist. Michael Gruber
(SPD) sah eine Unterstützung durch
Ganslmaier positiv. Auch Gansl-
maier selbst betonte, dass er seine
Aufgabe in der Unterstützung sehe
und darin, Vorschläge zu machen.
Er wolle keinesfalls in die Kompe-
tenz anderer eingreifen.
Bürgermeister Christian Pröbst

sagte, er habe kein Problem mit ei-

nem Referenten Ganslmaier, ob-
wohl bereits alles bestens laufe,
denn Ganslmaier werde ohnehin oft
hinzugezogen und sei der heimliche
„vierte Bürgermeister“. Auch Dr.
Markus Straßberger (CSU) sah ei-
gentlich keine Notwendigkeit für
die Schaffung dieses Referates. Das
wurde dann trotzdem mehrheitlich
beschlossen, die Einsatzmöglichkei-
ten werden aber noch festgelegt.

Franz Ganslmaier wird Referent für
Bevölkerungsschutz, Notfallvorsorge
und Katastrophenhilfe.
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